
Ich habe 1968 in Berlin in einem aufgelade-
nen politischen Klima mein Abitur gemacht. 
Die außerparlamentarische Opposition führ-
te seinerzeit heftige Debatten, ob zur Durch-
setzung ihrer Ziele auch Gewalt ein zulässiges 
Mittel sei. In der linken Szene wurde Gewalt 
sehr unterschiedlich diskutiert: Die einen 
hielten verbale Gewalt, Nötigung und Sach-
beschädigung für eine zulässige Form der 
Meinungsäußerung, andere sahen auch Kör-
perverletzung, Brandstiftung und Raub als 
zulässig an. Der Diskussion folgten bald Ta-
ten: von zerschlagenen Fensterscheiben über 
geplünderte Geschäfte, Brandstiftung und 
schließlich Körperverletzung, Entführung 
und Mord durch die RAF. Gewiss, es waren im-
mer Minderheiten, die das Recht brachen. Sie 
fanden aber auch immer wieder Mitbürger, 
die klammheimlich Beifall klatschten oder 
die Täter unterstützten. 

Die Erlebnisse der 68er ff. Jahre sind noch 
tief in meiner Erinnerung, und deshalb lehne 
ich Gewalt – gleichviel ob gegen Sachen oder 
Personen – grundsätzlich ab. 

Weshalb ich das in meiner heutigen Kolumne 
schreibe?
 
Anfang Juni wurden in Santa Maria del Camí 
fünf Maklerbüros beschädigt: Die Außenwän-
de wurden mit Parolen beschmiert (auch 
bei einem Büro, das sich in einem denkmal-
geschützten Gebäude befindet), Scheiben 
eingeschlagen, Schlösser aufgebrochen oder 
verklebt. Weiter gab es Sachbeschädigungen 
an Gebäuden, in denen Wohnungen touris-
tisch vermietet werden. So wurden Fassaden 
beschmiert und Schlösser verklebt. Einige 
Wochen später gab es ähnliche Angriffe auf 
ein Maklerbüro im Stadtzentrum von Pal-
ma. Handlungsanweisungen erhielten die 
Täter wahrscheinlich durch eine Anleitung 
der Protestplattform „Menys Turisme, Més 
Vida“ („Weniger Tourismus, mehr Leben“), 
die zu direkten Aktionen gegen internationale 
Maklerunternehmen und Unternehmen mit 
touristischen Interessen aufrief und anregte, 
Fassaden zu besprühen, Schlösser von Ge-
schäften und touristischen Ferienunterkünf-
ten zu verkleben und sich bei Ausführung 
der Taten zu maskieren und zu verkleiden. 

Parteien, Wirtschaftsverbände, die Touris-
mus- und Immobilienwirtschaft verurteilten 
die Sachbeschädigungen. Einige Vertreter der 
Protestplattform distanzierten sich ebenfalls. 
Es gab aber auch die klammheimlichen Bei-
fallklatscher wie den Bürgermeister von San-
ta Maria del Camí, Nicolau Canyelles, der fast 
entschuldigend erklärte: „Wir sollten nicht 
aus den Augen verlieren, worüber wir reden. 
Es handelt sich um ein paar Schmierereien 

mit Farbe“. Die könne man doch einfach mit 
einer gründlichen Reinigung entfernen. Ja, 
ist denn dieser Bürgermeister von allen guten 
Geistern verlassen? Sieht er nicht, dass die 
betroffenen Betriebe auch von ihm geschützt 
werden müssen, sind sie doch seit Jahren in 
Santa Maria ansässig, zahlen Steuern und 
schaffen Arbeitsplätze? Die Angriffe haben 
nicht nur die Kosten der Schadenbeseitigung 
zur Folge, sondern verursachen auch Kos-
ten für erhöhte Sicherungsmaßnahmen. Sie 
schaffen (beabsichtigt) Unsicherheit bei Un-
ternehmen und Mitarbeitern und stören das 
gute Nachbarschaftsverhältnis.

Nein, die Anschläge auf Maklerbüros und 
touristische Betriebe sind keine Petitesse. 
Es handelt sich um Straftaten, die geahndet 
werden müssen. Die Guardia Civil nahm auch 
sogleich die Ermittlungen auf. Mit Hilfe eines 
Videos einer Überwachungskamera, auf dem 
sechs mutmaßliche, vermummte Täter zu 
sehen waren, wurden schließlich zwei Frau-
en verhaftet und in Handschellen abgeführt. 
Und wieder erboste sich Bürgermeister Nico
lau Canyelles: Wie und warum könne man 

bei so geringfügigen Delikten den vermeint
lichen Tätern Handschellen anlegen? 
Und nun kommt ein Kuriosum: Nach Ansicht 
des Rechtsanwalts der vermeintlichen Tä-
terinnen könnten die Videoaufnahmen im 
Strafverfahren möglicherweise nicht verwer-
tet werden, da die Anbringung am Laden-
geschäft unzulässig sei. Die Kamera erfasse 
einen größeren öffentlichen Raum als gesetz-
lich zulässig sei. Die Gemeinde Santa Maria 
(hatte wieder der Bürgermeister Canyelles 
seine Hände im Spiel?) ermittelt zwischen-
zeitlich gegen den geschädigten Makler und 
forderte alle Genehmigungen bezüglich der 
Kamera-Installation an.
 
Schlussendlich, um keine Unklarheiten auf-
kommen zu lassen. Die aktuelle Wohnungs-
not ist das wichtigste politische Problem der 
Insel, das von der Regierung und uns allen ge-
löst werden muss. Die Aktivisten verkennen 
aber, dass nicht internationale Immobilien-
makler an diesem Problem die Schuld tragen, 
sondern überwiegend die abgewählte Links-
regierung der Balearen, die in den acht Jah-
ren ihrer Regierungszeit den sozialen Woh-
nungsbau sträflich vernachlässigt hat. Man 
darf selbstverständlich gegen Wohnungsnot 
und Massentourismus auf die Straße gehen 
und demonstrieren. Aber: Mit Sachbeschä
digungen beginnt die Überschreitung des 
Demonstrationsrechtes. Eine wehrhafte De-
mokratie muss diesen Anfängen Paroli bieten.
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